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Einführung

A. Anlass der Arbeit

Weil der Steuervollzug naturgemäß mit dem Erheben, Abrufen, Ordnen, Spei-
chern, Abgleichen, Verknüpfen und ggf. auch Weiterleiten und Offenlegen unzäh-
liger Daten der Steuerpflichtigen einhergeht,1 ist dem Datenschutz in der Finanz-
verwaltung schon immer ein hoher Stellenwert zugekommen.2 So sah bereits § 10 
RAO 19193 vor, dass Verhältnisse eines Steuerpflichtigen, die Beamte der Finanz-
verwaltung dienstlich erfahren hatten, strengstens geheim zu halten waren. Nach 
§ 376 RAO 1919 war die unbefugte Mitteilung dieser Verhältnisse an andere mit 
Geldstrafe bis zu 3.000 Mark oder mit Gefängnis bis zu sechs Monaten strafbe-
wehrt. Um einen effektiven Steuerdatenschutz zu gewährleisten, hält der Gesetzge-
ber an diesem Straftatbestand, der später ins StGB überführt wurde, bis heute fest.4 

Durch die am 24. 05. 2016 in Kraft getretene Datenschutz-Grundverordnung 
(DSGVO)5, die gemäß ihrem Art. 99 Abs. 2 seit dem 25. 05. 2018 in allen Mitglied-
staaten der EU gilt, hat sich das Datenschutzrecht grundlegend geändert.6 In der 
Literatur wird insoweit sogar von einer „Zeitenwende“7 bzw. vom „Beginn einer 
neuen Zeitrechnung im Datenschutzrecht“8 gesprochen. Die Änderungen sind auch 
für den Steuerdatenschutz nicht folgenlos geblieben.9 So hat dieser – unter Bei-
behaltung der strafbewehrten Verletzung des Steuergeheimnisses – weitreichende 
Änderungen erfahren.

Indem die DSGVO die Aufsicht über öffentliche wie auch nicht öffentliche Stel-
len einer unabhängigen, mit Durchsetzungsbefugnissen ausgestatteten nationalen 
Aufsichtsbehörde überantwortet, durchbricht sie unter anderem die in Deutschland 
tradierte Vorstellung von Verwaltungskontrolle, wonach – jedenfalls außerhalb 
der staatlichen Kontrolle über Selbstverwaltungskörperschaften – Träger öffent-
licher Gewalt keiner behördlichen Aufsicht unterliegen und allein die vorgesetzte 

	 1	Krumm, DB 2017, 2182.
	 2	Vgl. Myßen / Kraus, FR 2019, 58.
	 3	Gesetz vom 13. 12. 1919, RGBl. 1919, S. 1993–2100.
	 4	Zur Historie des § 355 StGB siehe Schmitz, in: MüKoStGB, § 355 Rn. 8.
	 5	Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und Rates vom 27. 04. 2016 
zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien 
Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG, ABl.EU 2016 L 119, S. 1–88.
	 6	Hofmann / Johannes, ZD 2017, 221; Myßen / Kraus, DB 2017, 1860 (1861).
	 7	Breyer, DuD 2018, 311.
	 8	Schantz, NJW 2016, 1841.
	 9	Siehe nur Myßen / Kraus, FR 2019, 58.
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Behörde über das hierarchische Prinzip die Kompetenz hat, Verstöße abzustellen 
bzw. zu verhindern. Die Datenschutzaufsichtsbehörde kann der Finanzverwaltung 
damit nunmehr rechtlich bindende Weisungen erteilen.10 Dies stellt im europäi-
schen sowie im deutschen Datenschutzrecht ein Novum dar.11

Auch regelungstechnisch verlässt das neue Steuerdatenschutzrecht als „Produkt 
der Rechtssetzung im unionalen Mehrebenensystem“12 vertraute Pfade.13 Dies ist 
dem Umstand geschuldet, dass die Verordnung trotz ihrer unmittelbaren Geltung 
(Art. 288 Abs. 2 Satz 2 AEUV) konkrete, an die Mitgliedstaaten gerichtete Rege-
lungsaufträge sowie mehrere Öffnungsklauseln für den nationalen Gesetzgeber 
enthält. Das steuerliche Datenverarbeitungs- und Datenschutzaufsichtsrecht er-
fordert stets einen „Pendelblick“14 zwischen der DSGVO und den bereichsspezi-
fischen Regelungen der AO sowie den Steuergesetzen. Bei entsprechendem Ver-
weis kommen noch die Vorschriften des BDSG hinzu (§ 2a Abs. 1 Satz 2 AO). Es 
ist zu befürchten, dass dieses komplizierte15, komplexe16 und wenig transparente17 
Zusammenspiel der Normen Rechtsanwender vor große Herausforderungen stel-
len wird.18

Das Datenschutzaufsichtsrecht, insbesondere im Hinblick auf Finanzbehörden, 
ist bislang nur vereinzelt zum Gegenstand von Aufsätzen19 und Kommentierun-
gen20 gemacht worden. Rechtsprechung ist – soweit ersichtlich – nicht vorhanden. 
In der Gesamtheit ist das Datenschutzaufsichtsrecht und damit das Verhältnis der 
Datenschutzaufsichtsbehörde zu den Finanzbehörden noch nicht wissenschaftlich, 
insbesondere monographisch, durchdrungen und relativ unerforscht. Diese Lücke 
soll die vorliegende Arbeit schließen.

	 10	Myßen / Kraus, FR 2019, 58.
	 11	Vgl. Grittmann, in: Taeger / Gabel, Art. 58 Rn. 1; Hullen, in: Plath, Art. 58 Rn. 2a.
	 12	Drüen, in: Tipke / Kruse, § 2a AO (August 2018) Rn. 7.
	 13	Krumm, DB 2017, 2182.
	 14	Drüen, in: Tipke / Kruse, § 2a AO (August 2018) Rn. 7.
	 15	Tormöhlen, AO-StB 2019, 248 (252).
	 16	Drüen, in: Tipke / Kruse, § 2a AO (August 2018) Rn. 7.
	 17	Seer, in: Tipke / Lang, § 21 Rn. 18 im Anschluss an Krumm, DB 2017, 2182 (2187).
	 18	Myßen / Kraus, DB 2017, 1860.
	 19	Zu Teilaspekten Stellung nehmend bisher etwa Krumm, DB 2017, 2182 (2188); Myßen /  
Kraus, DB 2017, 1860 (1870).
	 20	Ausführlicher bislang nur Krumm, in: Tipke / Kruse, § 32h AO (August 2018) Rn. 1 ff.; 
Myßen, in: Schwarz / Pahlke, Erstkommentierung, § 32h Rn. 1 ff.; Schober, in: Gosch, § 32h 
AO (Juni 2018) Rn. 1 ff.
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B. Gegenstand und Ziel der Arbeit

Die Arbeit soll das Verhältnis zwischen Datenschutzaufsichtsbehörde und Fi-
nanzbehörden unter Beachtung der geltenden Rechtslage näher beleuchten. Dabei 
sollen insbesondere die bisher in der Literatur diskutierten Aspekte gewürdigt 
werden.

Sie soll dem Rechtsanwender eine Hilfestellung sein, das komplexe Norm
geflecht zu durchdringen, und ihm Lösungsansätze für Probleme präsentieren, die 
sich bei der Datenschutzaufsicht über Finanzbehörden stellen.

Darüber hinaus soll die Untersuchung klären, ob die Bundesrepublik Deutsch-
land ihrem unionsrechtlichen Regelungsauftrag in Bezug auf die Datenschutzauf-
sicht hinreichend nachgekommen ist. Soweit erforderlich, sollen dazu die nationa-
len Umsetzungsvorschriften auf ihre Verfassungs- und Unionsrechtskonformität 
hin überprüft werden.

Anhand der gefundenen Ergebnisse sollen dem Gesetzgeber abschließend ggf. 
mögliche Alternativvorschläge für eine Neuregelung aufgezeigt werden.

C. Gang der Untersuchung

Das 1. Kapitel „Steuervollzug im föderalen Staat“ führt zunächst in den Aufbau 
der Finanzverwaltung und den risikoorientierten Steuervollzug ein. 

Das 2. Kapitel „Einführung in die DSGVO“ soll dem Leser einen Überblick 
über die Entwicklung des Datenschutzrechts, die Regelungstechnik und das Daten-
schutzkonzept der DSGVO verschaffen. In diesem Zusammenhang wird insbeson-
dere der Frage nachgegangen, wie weit die DSGVO im Steuerrecht Geltung bean-
sprucht. Die Bestimmung der Reichweite ihres Anwendungsbereichs ist nämlich 
für den Fortgang der Untersuchung unerlässlich, wenn man das Zusammenspiel 
von unionalem und nationalem Recht verstehen will. 

Das 3. Kapitel „Grundlagen des steuerlichen Datenschutzaufsichtsrechts“ wid-
met sich zunächst der Anpassung der AO an die Vorgaben der DSGVO und unter-
sucht sodann das Verhältnis der AO zur DSGVO und zu anderen datenschutz-
rechtlichen Vorschriften. Soweit das Zusammenspiel der unionalen und nationalen 
Regelungen lückenhaft ist, werden Lösungsvorschläge erarbeitet. Im Anschluss 
werden das Aufsichtskonzept der DSGVO und die Aufsicht durch den BfDI näher 
beleuchtet. Abschließend widmet sich das Kapitel ausführlich den Verfassungs-
rechtsfragen des steuerlichen Datenschutzaufsichtsrechts. Behandelt werden ins-
besondere das Zustandekommen der §§ 2a, 29b ff. AO, die Vereinbarkeit der 
völligen Unabhängigkeit des BfDI mit dem Demokratie- und Gewaltenteilungs-
prinzip, die Anforderungen des Gesetzesvorbehalts an die Ausfüllung von Kon-
kretisierungs- und Begrenzungsspielräumen bei der Errichtung von unabhängigen 


